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Zu 1. Bekanntgaben

Der Vorsitzende informier t über den Termin Spatenstich Einkaufsmarkt Spielberg am
1.3.2011 .

Zu 2. Fragen der Gemeinderäte

Ortsvorsteher Helmut Kunz (Freie Wähler) sagt im Hinblick auf aktuelle Fällvorgänge
. zu Bäumen, dass eine Baumschutzverordnung für Karlsbad erlassen werden soll. Dr.
Klaus Rösch antwortet , dass er in dieser Sache recherchieren will.
GR Günther Höger (CDU) sagt, dass er in Sachen Autobahnzubringer eine Chance
sieht, einen' Planfeststellungsverfahren zu umgehen, wenn der Grunderwerb getätigt
wird. Er will hierzu die Meinung des Vorsitzenden hören. Weiterhin will er wissen ,

" warum Top 4 nichtöffentlich behandelt wird.
Der Vorsitzende äußert, dass Top 4 ein Grenzfall sei, die Ergebnisse sollten öffent­
lich bekannt gemacht werden. Bezüglich der L 623 sehe er eine Chance auf raschere
Realisierung, wenn der Grunderwerb getätigt wird. Dies sei prinzipiell im Rahmen der
vorhandenen Kapazitäten möglich, aber es fehlten Planunterlagen. Wenn diese vor­
handen sind, könne man beginnen.

Zu 3. Gemeindeentwicklungsplanung Karlsbad 2020 - Vorstellung der zur Mo­
deration vorgesehenen Beratungsbüros
Vorl. G 11/012

Die drei Büros Jutta Stratmann - Fachberatung für Sozialplanung und Bürgerenga­
gement, Gisbert Breunig (Strategie und Kultur) und die Beratersozietät Bumiller und
Saible stellen sich mit Ihren Angeboten zur Bürgerbeteiligung anhand von Power­
point-Präsentationen vor. Es werden vereinzelt Rückfragen gestellt. Der Gemeinde­
rat nimmt von der Vorstellung Kenntnis. In der nichtöffentlichen Sitzung soll eine
Auswahlentscheidung erfolgen.

Zu 4. Beschlussfassung über die Veräußerung von Wasserbezugsrechten der
Gemeinde Karlsbad am Zweckverband Mannenbach
Vorl. V 10/040, Vorl. V 10/053 und Vorl. G 11/013

Der Vorsitzende hält Sachvortrag anhand der Vorlage . Er erläutert, dass Karlsbad zu .
hohe Wasserbezugsrechte hat. Dies resultiere daraus , dass der Zweckverband
Mannenbach den Wasserbedarf der Gemeinde vor der eigentlich geplanten liefe­
rung durch den Albgau Verband übergangsweise bereitstellte. Seit dem Zeitpunkt an
dem der Albgau Verband den angemeldeten Wasserbedarf der Gemeinde bereit­
stellt, bestehe ein Überschuss an Bezugsrechten. Die Gemeinden Straubenhardt und
Birkenfeld werden , so erläutert der Vorsitzende, je drei Sekundenliter der von Karls­
bad zurückgegebenen Lieferrechte dem Verband abkaufen. Der Wasserzulauf für
Karlsbad aus allen Verbänden war im Jahre 2005 insgesamt 980.000 Kubikmeter
und der Verbrauch in den fünf Ortsteilen .insgesamt 866.000 Kubikmeter. Im Jahre
2009 sind 916.000 Kubikmeter zugeflossen. Bei sinkender Tendenz ging der
Verbrauch auf 788.000 Kubikmeter zurück. Dies verdeutliche die Überkapazitäten.
Unterschiedlich und zum Teil kontrovers sind die Positionen der Räte zum Thema
Verkauf der Wasserrechte. GR Günther Höger (CDU) signalisiert für die CDU Zu­
stimmung, GR Helmut Haller (SPD) meint, dass man ausreichend Wasserbezüge
habe. Die Überversorgung müsse abgebaut werden. GR Jürgen Herrmann (Freie
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Wähler) sagt deutlich, dass man die Wasserbezugsrechte nicht abgeben wolle . Ein
Aufstocken würde wieder Jahrzehnte dauern. Das Behalten der Wasserrechte sei
"eine Investition in die Zukunft". Das Mannenbach-Kontingent könnte als Puffer bei
möglichen Problemen bei der Rheinwasserversorgung dienen. Das Wasser aus den
Eyachquellen sei Grundlage, um beim Mischwasser den Härtegrad zehn zu errei­
chen. GR Uwe Rohrer (Bündnis 90/Grüne) spricht sich ebenfalls aus Sicherheits­
gründen für den Beibehalt der Bezugsrechte aus.
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, folgendem Beschlussvorschlag zuzustim­
men: Der Gemeinderat beschließt, dem Zweckverband Mannenbach 6 I/sek. Was­
serbezugsrecht am selbigen zu 25.8520.03 Euro je I/sek. zurückzugeben.
Dem Beschlussvorsch lag wird mit 13 Jastimmen, 12 Neinstimmen und keiner Enthal­
tung zugestimmt.

Zu 5. Beratung über die Ortschaftsverfassung in der Gemeinde Karlsbad
Vorl, G 11/014

Der Vorsitzende informiert, dass die Gemeinde Karlsbad bei ihrer Fusion die Ort­
schaftsverfassung mit Ortschaftsräten und Ortsvorstehern in allen Ortsteilen sowie
die "unechte Teilortswahl" zur Sicherung einer festen Anzahl von Sitzen je Ortsteil im
Gemeinderat eingeführt habe. Nach fast 40 Jahren sei es an der Zeit, die für den
Übergang vorgesehenen Regelungen zu hinterfragen. Im Hinblick auf die schwierige
Finanzlage habe der Gemeinderat im März 2010 den Auftrag gegeben, das Thema
für eine Grundsatzdiskussion aufzuarbeiten. "Es geht hier nicht um das Thema "un­
echte Teilortswahlen" sondern nur um die Ortschaftsverfassung" stellt Hauptamtslei­
ter Roland Tibi klar. Nach der Karlsbader Regelung einer auf unbestimmte Zeit ein­
geführten Ortschaftsverfassung könne diese nur durch Änderung der Hauptsatzung
mit Zustimmung des jeweiligen Ortschaftsrates aufgehoben werden. Umgesetzt wer­
den könnte dies - so Tibi - frühestens zur übernächsten Wahl der Gemeinderäte
- also erst im Jahr 2019. Zu den Kosten für die Ortsvorsteher und Ortschaftsräte von
66.500 Euro kämen noch weiterer Aufwand an Personal- und Sachkosten der Ver­
waltung hinzu. Neben den Vor- und Nachteilen der Ortschaftsverfassung - Argumen­
te des Gemeindetages - zeige die Statistik einen kontinuierlichen Rückgang der
Gemeinden mit Ortschaftsverfassung.

GR Jürgen Herrmann (Freie Wähler) sieht die Entscheidungsbefugnis bei den Ort­
schaftsräten und spricht sich für den Erhalt der Ortschaftsverfassung aus. Er meint,
dass man die finanzielle Seite mit der Interessensvertretung durch die Ortschaftsräte
abwägen müsse. GR Günter Metz (Freie Wähler) hebt den Wert des Ortschaftsrates
als "demokratisch gewähltes Gremium" gegenüber den Gremien wie Seniorenbeirat
oder Agendarat hervor. Der Ortschaftsrat habe hier mehr Existenzrecht. GRin Hielta
Schlifkowitz (Freie Wähler) betont, dass die Ortschaftsräte auch ehrenamtlich ohne
Bezahlung sehr engagiert tätig sind. Dafür gebühre ihnen Dank. GR Joachim Kar­
cher (Freie Wähler) verweist auf viele positive Entscheidungen der Ortschaftsräte zu
Einrichtungen die es ohne deren Mitwirkung so nicht geben würde. GR Günther Hö­
ger (CDU) spricht sich gegen die Ortschaftsverfassung aus. Die Gesamtkosten bei
Beibehalt der jetzigen Regelung würden sich zwischen 90.000 und 100.000 Euro
belaufen. In 10 Jahren seien dies fast 1 Million Euro. Der Ortschaftsrat sollte die Zu­
sammengehörigkeit fördern . Im Wesentlichen habe er beratende Funktion. Jetzt sei­
en 40 Jahre vorbei und es sei gerechtfertigt, über den Fortbestand zu reden. Durch
den Ortschaftsrat werde sehr viel doppelt beraten , Gemeinde- und Ortschaftsräte
seien oft dieselben Personen. Die Bilanz der vergangenen Jahrzehnte zeige, dass
der Ortschaftsrat manchmal Einheitsverhinderer sei. Das Zusammenwachsen der
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Ortsteile sei gelungen oder nicht. Durch die unechte Teilortswahl seien alle Interes­
sen der Ortsteile im Gemeinderat berücksichtigt. Es sei denkbar, dass in jedem
Ortsteil ein Ansprechpartner für örtliche Angelegenheiten installiert werden könne.
Er appelliert an die Ortschaftsräte, sich für die Rücknahme der Ortschaftsverfassung
einzusetzen. GR Martin Rupp (CDU) sagt, dass "weniger mehr ist" und sieht den
"Wasserkopf' als viel zu groß an. Das System sei ineffektiv . Dem stimmt auch GR
Roland Rädle (CDU) zu. GR Klaus Steigerwald (SPD) signalisiert eine Mehrheit sei­
ner Fraktion für eine mögliche Abschaffung. Die Entscheidung liege jedoch bei den
Ortschaftsräten , GRin Dorothea Badewien-Oehler (Bündnis 90/Grüne) stellt den Ge­
schäftsordnungsantrag, die Ortschaftsräte nicht "um eine Stellungnahme zur Ab­
schaffung der Ortschaftsverfassung" sondern lediglich "um eine Stellungnahme zur
Ortschaftsverfassung" zu bitten. Dieser Antrag findet mit 10 Jastimmen, 13 Nein­
stimmen und 1 Enthaltung keine Mehrheit. GR Uwe Rohrer (Bündnis 90/Grüne) sagt,
dass die Ortschaftsräte um Stellungnahme befragt werden sollen und im Gemeinde­
rat eine Diskussion "müßig" sei.
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, folgendem Beschlussvorschlag zuzustim­
men:
Die Mitglieder des Gemeinderates beauftragen die Verwaltung, die Ortschaftsräte in
der Gemeinde Karlsbad um Stellungnahme zur Abschaffung der Ortschaftsverfas­
sung zu bitten.
Der Gemeinderat stimmt dem Beschlussvorschlag mit 21 Jastimmen und 3 Enthal­
tungen zu.

Zu 6. Beratung über den interfraktionellen Antrag zur Überarbeitung und Kor­
rektur der Bestattungsgebührensatzung (Benutzung Leichenhalle-/zelle)
Vor/. V 11/012 und Vor/. G 11/015

GR Walter Hoffer (SPD) erläutert Anlass und Hintergründe zum Antrag.
Über den Antrag wird kontrovers diskutiert. Die GR Günter Metz (Freie Wähler) , Gün­
ther Höger (CDU), Jürgen Herrmann (Freie Wähler) sprechen sich dafür aus. Die
Auswirkungen seien finanziell tragbar. GR Roland Rädle (CDU) will eine Grundsatz­
diskussion , Grin Susanne Vollmer (Bündnis 90/Grüne) möchte bei der derzeitigen
Regelung bleiben. Rechnungsamtsleiterin Simone Kruthoff plädiert dafür, wie vorge­
sehen die Gebühren in diesem Jahr insgesamt zu überarbeiten und in diesem Zuge
das Thema zu entscheiden. Bei einer weiteren Gebühr für eine kürzere Nutzung
müsste die Mehrheit wiederum mehr bezahlen. Über einen Vorschlag von GR Walter
Hoffer (SPD), 200 Euro bei eintägiger Nutzung zu erheben , wird abgestimmt. Er wird
mit 11 Jastimmen , 13 Neinstimmen und keiner Enthaltung abgelehnt.
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat, folgendem Beschlussvorschlag zuzustim­
men:
Der Gemeinderat nimmt den überfraktionellen Antrag vom 19.01.2011 zur Kenntnis.
Eine Veränderung der Gebührenstruktur erfolgt derzeit nicht.
Der Gemeinderat stimmt dem Beschlussvorschlag mit 12 Jastimmen, 10 Neinstim­
men und 2 Enthaltungen zu.

Zu 7. Kindergarten Ittersbach - Beratunq und Beschlussfassung über die An­
bau-/Neubaumaßnahme
Vor/. G 11/016

Der Vorsitzende begrüßt Pfarrer Kabbe und die Leiterin des Kindergartens in Itters­
bach Rita Lebherz. Hauptamtsleiter Roland Tibi hält Sachvortrag anhand der Vorla­
ge. Er berichtet, dass Karlsbad einen Landeszuschuss in Höhe von rund 156 000
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Euro erhält. Man solle baldmöglichst starten. Die Nachfrage nach den Plätzen sei
groß.
Im Gremium werden die vorgesehenen Maßnahmen rundweg begrüßt. Kontrovers
wird über die personelle Aufstockung diskutiert. Eine automatische Aufstockung mit
dem Beschluss zu den Maßnahmen wird als kritisch gesehen . Hauptamtsleiter Ro­
land Tibi informiert, dass man derzeit genauere Erhebungen über den Personalbe­
darf im Zuge der KitaVO über alle Karlsbader Kindergärten durchführe. Der zu erwar­
tende Personalmehrbedarf liege voraussichtlich bei maximal 2 Stellen.
Ein Antrag des Vorsitzenden, über die Personalfrage im Rahmen des Bedarfsplans
zu entscheiden , wird mit 10 Jastimmen und 11 Neinstimmen abgelehnt. Bestätigt
wird in der Diskussion der Grundsatz, dass unter zweijährige Kinder in Karlsbad bis­
her nur in Spielberg aufgenommen werden können. Nach Abschluss der Baumaß­
nahme in Ittersbach stehen hier künftig jedoch räumliche Kapazitäten zur Verfügung.
Der Vorsitzende sagt, dass die weitere Planung über den bisherigen Architekten Ar­
no Rieger erfolgen soll.
Der Vorsitzende bittet den Gemeinderat , folgendem Beschlussvorschlag zuzustim­
men:
Der Gemeinderat genehmigt die für die Baumaßnahme erforderlichen Finanzmittel
im Vorgriff auf den Haushalt 2011/2012 und die sofortige Umsetzung der Maßnahme.
Über die Personalerhöhung wird nochmals separat im Rahmen der Baumaßnahme
beschlossen. Der Gemeinderat ist mit der weiteren Beauftragung des Architekten
Arno Rieger einverstanden.
Der Gemeinderat stimmt dem Beschlussvorschlag mit 25 Jastimmen ohne Nein­
stimmen und Enthaltungen zu.

Zu 8. Korrektur von internen Leistungsverrechnungen im Jahresabschluss
2009
Vorl. V 11/017 und Vorl. G. 11/017

Ein Sachvortrag wird nicht gewünscht. Der Gemeinderat nimmt die Korrektur zur
Kenntnis.

Zu 9. Genehmigung überplanmäßiger Aufwendungen/Auszahlungen durch das
Budget Abfallwirtschaft
Vorl. G11/018

Ein Sachvortrag wird nicht gewünscht. Auf Nachfrage von GR Jürgen Herrmann
(Freie Wähler) gibt Garten- und Umweltamtsleiter Dr. Klaus Rösch Auskunft zur Ab­
rechnung Strompreis Straßenbeleuchtung. GR Rolf Bodemer (Freie Wähler) sagt,
dass er davon ausgeht , dass 2011 ähnliche Zahlen kommen werden .

TOP 10 Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden Abteilungskomman-
danten der Abteilungswehr Langensteinbach
Vorl. G 11/019

Der Gemeinderat bestätigt die Wahl von Gunnar Goerke zum stellvertretenden Abtei­
lungskommandanten der Abteilungswehr Langensteinbach mit 25 Jastimmen, ohne
Gegenstimmen und Enthaltungen.
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Zu 11. Beratung und Beschlussfassung über Baugesuche Bauantrag Hermann,
Neubau einer Maschinenabstellhalle Fist. 2503,2502/1
Vor!. G 11/020
Ein Sachvortrag wird nicht gewünscht. Der Gemeinderat erteilt mit 25 Jastimmen,
ohne Gegenstimmen und Enthaltungen das Einvernehmen zu dem Baugesuch.

Zu 12. Beratung über Art und Umfang von Pflegearbeiten auf den kommuna­
lenFriedhöfen
Vor!. G 11/021
Ein Sachvortrag wird nicht gewünscht. Aus der Diskussion wird deutlich, dass die
Gemeinderäte die Variante 1 favorisieren . Der Vorsitzende lässt hierüber abstimmen.
Der Gemeinderat beschließt die Variante 1 mit 13 Jastimmen und 9 Enthaltungen.

Zu 13. Genehmigung von Protokollen
Das Protokoll vom 2.2.2011 wird mit 23 Jastimmen und 2 Enthaltungen genehmigt.

Zu 14. Verschiedenes
Nichts.

Zu 15. Fragen der Zuhörer
Ein Zuhörer spricht die Schneeräum-Situation im Bereich des Spielberger Rathauses
an und bittet künftig um bessere Handhabung.

Bürgermeister Rudi Knodel

Gemeinderat Günter Höger

Gemeinderat Jürgen Herrmann

Gemeinderat Klaus Steigerwald

Gemeinderat Uwe Rohrer


